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Quo vadis, Stiftungswesen?
Rote Seiten: Vergleich der Rechtsformen für gemeinnützige  
Organisationen in Deutschland

Lizenziert für Herrn Mattheo Ens.
Die Inhalte sind urheberrechtlich geschützt.
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34	 Stiftung&Sponsoring  01.23

  Recht & Steuern

Am 14.12.2022 hat das Bundeskabinett den Entwurf für 
das Gesetz zur Stärkung von Maßnahmen zur Demokratie-
förderung, Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und 
politischen Bildung (Demokratiefördergesetz, nachfolgend 
DFördGE) beschlossen. Der Gesetzentwurf wird nun an den 
Bundestag übermittelt, der sich in den kommenden Monaten 
damit in den Ausschüssen befassen wird. Das Verfahren dürfte 
dadurch beschleunigt werden, dass diverse Organisationen 
der Demokratieförderung bereits an der Erarbeitung des Ge-
setzentwurfs beteiligt waren. Das DFördGE könnte somit noch 
vor der Sommerpause beschlossen werden. Zur genauen Um-
setzung wird es aber weiterer Rahmenbedingungen bedürfen 
(Förderrichtlinien), deren Ausgestaltung abzuwarten bleibt. 
Die erste Jahreshälfte 2023 wird spannend.

Das Ziel des Gesetzes
Das übergeordnete Ziel des DFördGE ist die Stärkung von 
Demokratie und gesellschaftlicher Vielfalt sowie Extre­
mismusprävention und der Ausbau von Angeboten für 
politische Bildung (DFördGE, S. 1).

Die Bundesregierung begründet die Gesetzesinitiative 
damit, dass in den vergangenen Jahren insbesondere 
die rechtextremistische Bedrohung stark zugenommen 
habe. Daneben haben u. a. Rassismus, Antisemitismus, 
Antiziganismus, Islam- und Muslimfeindlichkeit, Queer­
feindlichkeit, Frauenfeindlichkeit, Sexismus, Behinder­
tenfeindlichkeit sowie Rechtsextremismus, islamisti­
scher Extremismus, Linksextremismus sowie Hass im 
Netz, Desinformation und Wissenschaftsleugnung und 
die gegen das Grundgesetz gerichtete Delegitimierung 
des Staates zu einer Vielzahl demokratie- und menschen­
feindlicher Phänomene geführt (DFördGE, S. 1).

Präventive Maßnahmen, um diesen Gefahren für die 
Demokratie zu begegnen, werden jedoch i.d.R. nicht di­
rekt vom Bund selbst verwirklicht, sondern von der orga­
nisierten Zivilgesellschaft (Vereine, Stiftungen etc.).

Die Idee der Bundesregierung ist es daher, die Finan­
zierung derjenigen zu erleichtern bzw. planungssicherer 
zu gestalten, die sich in ihrer gesamten Geschäftstätigkeit 
institutionell für die genannten Ziele einsetzen (DFördGE, 
S. 2 f.). Dies sind z. B. Vereine, Stiftungen, Organisationen 
und Initiativen, die präventive Bildungsarbeit leisten, 
über Gefahren für die Demokratie aufklären und Aus­
steigerinnen und Aussteiger aus extremistischen Grup­
pierungen unterstützen.

Was soll gefördert werden?
Es sollen unterschiedlichste Projekte gefördert werden, 
etwa Formate gegen Hass im Netz, Angebote gegen Aus­

grenzung in Ausbildung und Beruf, Beratungsstellen 
im Bereich islamistischer Extremismus oder präventiv- 
pädagogische Angebote für inhaftierte jugendliche Straf­
täterinnen und -täter.

Wer kann Förderung erhalten?
Geförderte können neben juristischen Personen des öf­
fentlichen Rechts auch Körperschaften des privaten Rechts 
sein, solange sie die Ziele des Grundgesetzes achten und 
von der deutschen Finanzverwaltung als steuerbegünstigt 
i. S. d. §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung anerkannt sind, 
Gewähr für die ordnungsgemäße Verwendung der För­
dermittel bieten und zur Offenlegung der Finanzen, der 
Arbeitsergebnisse sowie der Maßnahmen imstande und 
bereit sind (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 DFördGE).

Ist die Steuerbegünstigung durch den sog. 60a- 
Bescheid noch nicht bescheinigt, kann ersatzweise ent­
weder der Nachweis der Stellung eines erfolgversprechen­
den Antrags auf Anerkennung der Steuerbegünstigung 
erbracht oder dargelegt werden, dass der Gesellschafts­
vertrag oder die Satzung grundsätzlich mit den Anforde­
rungen der Steuerbegünstigung vereinbar ist.

Was ändert sich durch das Gesetz?
Durch das Gesetz sollen gemeinnützige Projekte zur 
Demokratieförderung „bedarfsorientiert, längerfristig 
und altersunabhängig fördern können und so mehr Pla­
nungssicherheit bieten“. Zurzeit erfolgt diese Förde­
rung projektbezogen, d.h. sie ist zeitlich befristet. Der 
Sektor kritisiert, dass regelmäßig (oftmals jährlich) ein 
neuer Antrag auf weitere Förderung gestellt werden 
muss. Die Folge ist, dass Mitarbeitende nur befristet be­
schäftigt werden können, was die Konkurrenzfähigkeit 
bei der Suche nach geeigneten Fachkräften stark beein­
trächtigt. Durch das Gesetz soll ein „dauerhafter gesetz­
licher Auftrag“ des Bundes rechtlich fixiert werden, 
zivilgesellschaftliches Engagement zu erhalten. Das 
DFördGE ist also auf die Verstetigung der Förderung 
ausgerichtet (Begründung DFördGE, S. 9).

Auf Grundlage des DFördGE können jetzt auch An­
träge auf Förderung eines Projekts für Erwachsene ge­
stellt werden. Dies war in der Vergangenheit nicht mög­
lich. Bisher beschränkte sich z. B. das Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ aufgrund teils sehr enger rechtli­
cher Rahmenbedingungen auf die Förderung von Projek­
ten für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. Die 
Förderung von Projekten soll künftig „altersunabhängig“ 
angelegt sein. Erklärtes Ziel des Gesetzes sei es, „Bürger 
wieder für die Demokratie zurückzugewinnen“.

Das Demokratiefördergesetz wird kommen
Eine Übersicht
von Benjamin Weber und Mattheo Ens (Essen)

Reformdebatte (13)
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Recht & Steuern 

Das DFördGE stellt ausreichend Raum für eine bedarfsori­
entiertere Förderung her. Fördermaßnahmen und -richt­
linien können so ausgestaltet werden, dass kurzfristig 
auftretende Phänomene schnell und unkompliziert die 
Schwerpunkte von Projekten bilden können.

Die Inhalte im Einzelnen 
Nach Auffassung der Bundesregierung sind die wichtigs­
ten Inhalte des DFördGE folgende:
	⁄ Das DFördGE schafft einen gesetzlichen Auftrag für 

den Bund, um zivilgesellschaftliches Engagement und 
politische Bildung in seiner Qualität zu erhalten und 
zu stärken. Damit soll der Bund sowohl zivilgesell­
schaftliche Maßnahmen fördern als auch eigene Maß­
nahmen durchführen können. Bislang gibt es kein 
Gesetz, das speziell für diese Arbeit einen rechtlichen 
und verbindlichen Rahmen vorgibt (vgl. § 1 Abs. 2 Be­
gründung DFördGE).

	⁄ Durch das Gesetz können Maßnahmen im Bereich der 
Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, Extremismus­
prävention und politischen Bildung längerfristiger, al­
tersunabhängiger und bedarfsorientierter gefördert 
werden als bisher (Begründung DFördGE, S. 12).

	⁄ Das Gesetz sichert die Finanzierung der Maßnahmen 
nach Maßgabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes ab (Be­
gründung DFördGE, S. 13).

	⁄ Die nach dem DFördGE geförderten Programme und 
vergleichbaren Maßnahmen sollen weiterhin wissen­
schaftlich begleitet werden, um sie auf ihre Wirk­
samkeit und Nachhaltigkeit zu prüfen (vgl. § 8 Abs. 1 
DFördGE).

	⁄ Um Transparenz zu erhöhen und qualitative Weiterent­
wicklung sicher zu stellen, wird die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag einmal pro Legislaturperiode 
einen Bericht über die Durchführung und Wirksamkeit 
der Maßnahmen vorlegen (vgl. § 8 Abs. 2 Satz 1 DFördGE).

Kurz & Knapp 
Das DFördGE soll nachhaltige, planungssichere und 
rechtlich sichere Bedingungen dafür schaffen, dass Bür­
gerinnen und Bürger sich ehrenamtlich in den hierfür 
bestehenden juristischen Personen (des privaten Rechts) 
engagieren. Denn das Engagement für die Aufrechterhal­
tung unserer demokratischen Grundordnung kann auch 
als Aufgabe des Staates verstanden werden. Insoweit ist 
der Vorstoß der Bundesregierung begrüßenswert, das 
Engagement für Maßnahmen gegen extremistische Ten­
denzen und Falschinformation zu unterstützen. Insbe­
sondere die Möglichkeit – je nach Haushaltslage – die 
Demokratiestärkung durch die institutionelle Förderung 
juristischer Personen wie Stiftungen und Vereine zu stär­

ken, schafft eine neue gesetzliche Grundlage, um die Ar­
beit in diesem Bereich zu verbessern und zu verstetigen. 
Denn das übergeordnete Ziel ist die Aufrechterhaltung 
des demokratischen Staatswesens und der Schutz der 
Bürgerinnen und Bürger vor extremistischen Straftaten. 
Ob dies durch den von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf tatsächlich gelingen kann, bleibt abzu­
warten und wird sicherlich noch Gegenstand vertiefter 
Diskussionen von Wissenschaft und Praxis (im Rahmen 
des parlamentarischen Gesetzgebungsverfahrens) sein. 

Der Entwurf gibt einen Rahmen vor, die essenzielle 
Arbeit zur Demokratiestärkung tausender steuerbegüns­
tigter Körperschaften institutionell durch den Bund zu 
unterstützen, aber eine Garantie für eine verstetigte För­
derung dieser wichtigen Aufgabe durch Bundeshaushalts­
mittel gibt er nicht. Auf dieser Grundlage wird es somit 
auch in Zukunft vornehmlich vom politischen Willen der 
parlamentarischen Mehrheit abhängen, Maßnahmen zur 
Stärkung der Demokratie in Deutschland institutionell 
und nachhaltig zu unterstützen. 

Zum Thema
Im Internet
Entwurf Demokratiefördergesetz (DFördG), www.bmfsfj.de/ 
resource/blob/207618/74e22fd6031602da1157b0cb0386a426/ 
gesetzesentwurf-demokratiefoerdergesetz-data.pdf

In Stiftung&Sponsoring
Çalışkan, Selima: „Der Ausbruch der Pandemie hat den autokratischen 
Trend innerhalb Europas verstärkt.“ Was meint ...Selmin Çalışkan,  
S&S 1/2021, S. 6 – 8, doi.org/10.37307/j.2366-2913.2021.01.04.

Benjamin Weber ist Rechtsanwalt bei den  
Deutschen Stiftungsanwälten (vormals DSZ 
Rechtsanwälte).  
benjamin.weber@dsz-rechtsanwaelte.de 
www.deutschestiftungsanwaelte.de

Mattheo Ens ist Rechtsanwalt im Bereich „Recht 
und Steuern“ des Deutschen Stiftungszentrums. 
mattheo.ens@stifterverband.de  
www.deutsches-stiftungszentrum.de

Durch mehr Planungssicherheit für Organisationen soll die  
präventive Bildungsarbeit zu Gefahren für die Demokratie in der 
Gesellschaft gestärkt werden
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